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Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz 

Landkreis Traunstein 

 

 
          Datum: 31.07.2026 
 

N i e d e r s c h r i f t 
 
über die  öffentliche Sitzung des Gemeinderates am Dienstag, 28. Juli 2026 
 
BEGINN: 18:30 Uhr  
 
Sitzungsort: im Sitzungssaal des Rathauses, Hauptstraße 21, 83352 Altenmarkt a.d. Alz 
 
ANWESEND 
 
Mitglieder des Gemeinderates 
 
Name Funktion Bemerkung zur Anwesenheit  
Max Schwarz 1. Bürgermeister  
Herbert Hager 2. Bürgermeister  
Friedrich Gerngroß 3. Bürgermeister  
Wolfgang Erl Gemeinderat  
Franz Georg Gemeinderat  
Marco Gius Gemeinderat  
Reinhard Köck Gemeinderat  
Marion Krutzlinger Gemeinderätin  
Christina Lexhauser Gemeinderätin  
Christian Rauch Gemeinderat  
Ann-Kathrin Rössert Gemeinderätin  
Stephan Ruth Gemeinderat  
Josef Schmid Gemeinderat  
Hildegard Trenker Gemeinderätin Mit Beginn des 

nichtöffentlichen Teils (20:25 
Uhr) abwesend. 

Josef Wastlschmid Gemeinderat Mit Beginn des 
nichtöffentlichen Teils (20:25 
Uhr) abwesend. 

 

Entschuldigt sind   
Laura Gasteiger Gemeinderätin  
Christopher Seeor Gemeinderat  
 

von der Verwaltung   
Andrea Lukas   
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Der Vorsitzende Max Schwarz erklärte die Sitzung um 18:30 Uhr für eröffnet. Er stellte fest, dass 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden, dass Zeit, Ort und Tagesordnung für die 
öffentliche Sitzung gemäß Art. 52 GO ortsüblich bekannt gemacht wurden und gemäß Art. 47 Abs. 
2 GO die Beschlussfähigkeit besteht. 

 
 
TAGESORDNUNG 
 
I. ÖFFENTLICHER TEIL 
 
1. Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Sitzung vom 14. Juli 2026 
2. Beratung und Beschlussfassung über den Beitritt zum Zweckverband „Kommunale 

Verkehrsüberwachung Südostbayern“ 
3. Vollzug der Baugesetze 
3.1 Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg“ nach § 13 BauGB 
3.1.1 Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Hinweise, Bedenken und 

Anregungen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
3.1.2 Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Hinweise, Bedenken und 

Anregungen im Rahmen der Behördenbeteiligung und Beteiligung Träger öffentlicher 
Belange 

3.1.3 Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
3.2 Vorberatung über die Änderung der Stellplatzsatzung 
4. Beratung und Beschlussfassung über neues Label der Gemeinde Altenmarkt 
5. Bekanntgabe und Informationen aus vorangegangenen nichtöffentlichen Sitzungen 
6. Informationen 
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Öffentliche Sitzung 
 
TOP 1 
Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Sitzung vom 14. Juli 
2026 

52/2026 

 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat genehmigt das Protokoll der öffentlichen Sitzung vom 14. Juli 2026  
(Beschluss-Nr. 35/2026 bis 42/2026). 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 2 
Beratung und Beschlussfassung über den Beitritt zum Zweckverband 
„Kommunale Verkehrsüberwachung Südostbayern“ 

53/2026 

 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz hat am 05.03.1998 eine Zweckvereinbarung mit der Stadt 
Trostberg über die kommunale Verkehrsüberwachung abgeschlossen. 
 
Hier hat es sich nur um die Überwachung des ruhenden Verkehrs gehandelt. 
 
Nach der Ausgliederung der Verkehrsüberwachung in der Stadt Trostberg auf einen anderen 
Anbieter ist es zur spärlichen Ausübung dieser Pflichten gekommen. Hintergrund hierfür war die 
Problematik mit dem Arbeitnehmer-Überlassungsgesetz und den unterschiedlichen 
Dokumentationssystemen.  
 
Die letzte Abrechnung der Verkehrsüberwachung mit der Stadt Trostberg datiert aus dem Jahre 
2023. Seit diesem Zeitpunkt ist keine Verkehrsüberwachung mehr dokumentiert. 
 
 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat Altenmarkt a.d. Alz beschließt auf der Grundlage der vorliegenden 
Verbandssatzung (VS) vom 7. Mai 2007, zuletzt geändert durch Satzung vom 13. November 2025, 
den Beitritt der Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz zum Zweckverband „Kommunale 
Verkehrsüberwachung Südostbayern“ (Mitgliedschaft). 
 
Die den Gemeinden durch § 88 Abs. 3 ZustV grundsätzlich übertragenen Aufgaben zur Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG werden dabei auf der Grundlage des § 4 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 VS im nachfolgend genannten Umfang auf den Zweckverband 
übertragen (Aufgabenübertragung): 
 

 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a (ruhender Verkehr) 
 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben a und d hierzu (einschl. Bußgeldstelle) 

 
 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe b (zulässige Geschwindigkeit) 
 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben b und d hierzu (einschl. Bußgeldstelle) 

 
 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe c (Sonderverkehrszeichen) 
 § 4 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben c und d hierzu (einschl. Bußgeldstelle) 

 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
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TOP 3 
Vollzug der Baugesetze  
 
 
TOP 3.1 
Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg“ nach § 13 BauGB  
 
 
TOP 3.1.1 
Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Hinweise, 
Bedenken und Anregungen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 

54/2026 

 
Sachverhalt: 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 BauGB) erfolgte vom 11.05.2026 bis einschließlich 

26.06.2026. Dies wurde im Amtsblatt der Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz (Nummer 7/2026), am 

02.05.2026 ortsüblich bekanntgegeben. Der Entwurf zur Aufstellung der Außenbereichssatzung 

„Kirchberg-West“ einschließlich der dazugehörigen Begründung in der Fassung vom 27.03.2026 

konnte in der Gemeindeverwaltung und auf der Homepage der Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz 

eingesehen werden.  

 

Es ging eine Stellungnahme ein.  

 

Person A                                                                                                                           26.06.2026                                          

 

Satzungsverfahren zur Aufstellung der „Außenbereichssatzung Kirchberg-West“  
Einwendung und Stellungnahme als Eigentümer der Flurstücke 882, 883/2 und 884/1 
(Anwesen Kirchberg 5)  
 
Sehr geehrter Herr Erster Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats, 
sehr geehrte Frau Lukas, 
 
als Eigentümer des Anwesens Kirchberg 5, sowie der Flurstücke 882, 883/2 und 884/1, nehme ich 
zum Entwurf der Begründung der „Außenbereichssatzung Kirchberg-West“ (Stand: 27.03.2026) 
wie folgt Stellung und erhebe Einwendung gegen die aktuelle Fassung:  
 
1. Korrektur zur landwirtschaftlichen Nutzung und Entwicklungsabsicht 
 
In der Begründung wird auf Seite 3 angeführt, dass innerhalb der Satzungsgrenzen derzeit „keine 
prägende landwirtschaftliche Vollerwerbsnutzung vorliegt“ und die Flächen nur der Hobby-
Pferdehaltung dienen.  
Ich stelle klar, dass das Anwesen Kirchberg 5 (mit den zugehörigen Flächen von 11,39 ha) zu 
meinem größeren, aktiv bewirtschafteten landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieb (Höhenberg 1, 
83371 Stein an der Traun, Betriebsnummer 091891540097, Mehrfachantrag 2026: Betriebsfläche 
114,22 ha) gehört.  
Es handelt sich um eine Betriebsstätte mit ruhender, aber konkret geplanter Wiederaufnahme der 
landwirtschaftlichen Erwerbsnutzung. Hier ist die mittelfristig geplante Reaktivierung der 
Tierhaltung in Form einer Färsenmast (privilegiert nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) oder 
gewerblichen Pensionspferdehaltung vorgesehen.  
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Ich beantrage, diesen Umstand in der Begründung zu ergänzen, um den landwirtschaftlichen 
Entwicklungsraum der Hofstelle rechtssicher zu wahren. 
 
2. Immissionsschutz und betriebliche Verknüpfung der potenziellen Wohnbebauung auf 

Flst. 883/2 
Die im Satzungsentwurf auf Seite 3 und 5 erwähnte, moderate bauliche Erweiterung und 
Wohnbebauung im Norden des Flurstücks 883/2 wird von mir als Eigentümer langfristig als Option 
für den eigenen Betrieb (z.B. als Wohnraum für Betriebsleiter, Altenteiler oder weichende Erben) 
angestrebt.  
Da sowohl diese potenzielle Wohnbebauung als auch die landwirtschaftlichen Nebengebäude in 
meiner Hand liegen, besteht hier ein direktes betriebliches und gestalterisches Gesamtkonzept.  
Es ist im Rahmen der Abwägung sicherzustellen, dass die im Norden vorgesehene Fläche im 
Satzungsgebiet verbleibt. Eine spätere Wohnnutzung steht der mittelfristig geplanten 
Reaktivierung der Tierhaltung in Form einer Färsenmast/Pensionspferdehaltung aufgrund der 
personellen und betrieblichen Verknüpfung immissionsrechtlich nicht entgegen.  
Ortsübliche Immissionen aus dieser Erwerbslandwirtschaft sind im gesamten Satzungsgebiet 
vollumfänglich als zulässig festgeschrieben.  
 
3. Antrag auf Verschiebung der Blickachse/ Vergrößerung des Baufensters auf Flst. 883/2 

 
Die vorgeschlagene diagonale Einschnürung des Baufensters auf Flurstück 883/2 zur Freihaltung 
der Blickachse auf das Austragshaus (Flst. 843) beschneidet die Nutzbarkeit meines Grundstücks 
insbesondere auch hinsichtlich Abstandsflächen ungünstig.  
Ich beantrage, die visuelle Achse leicht nach Norden stufenförmig zu verschieben bzw. zu 
verjüngen, um das Baufenster auf Flst. 883/2 in Richtung Norden/Westen zu vergrößern. Die 
historische Fernwirkung des Baudenkmals bleibt auch bei einem erweiterten Baufenster 
vollständig gewahrt.  
Um einen respektvollen Übergang zur historischen Umgebung und zur freien Landschaft (Flst. 
882) zu sichern, wären im Rahmen einer späteren Bauplanung gestalterische Maßnahmen 
denkbar. Als Möglichkeiten könnten hierzu eine landschaftsgerechte Eingrünung durch heimische 
Gehölze im Norden oder eine harmonische Anpassung der Dachgestaltung an die ortstypische 
Umgebungsbebauung in Betracht gezogen werden.  
 
***siehe Anlage 1*** 
 
4. Heranziehung des Dorfgebiet-Charakters (MD) als Abwägungsmaßstab  
Da das Satzungsgebiet Kirchberg-West faktisch und historisch die Struktur eines klassischen 
Dorfgebietes aufweist- geprägt durch die Filialkirche, die umliegenden historischen Hofanlagen 
sowie die Wohnbebauung -, ist bei der Anwendung des bauplanungsrechtlichen 
Rücksichtnahmegebot innerhalb der Satzungsgrenzen zwingend das Schutzniveau und der 
Maßstab eines Dorfgebietes (MD gemäß § 5 BauNVO) zugrunde zu legen. Die geplante 
Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Tierhaltung ist daher im Satzungsinnenbereich als 
absolut gebietstypisch, privilegiert und im höchsten Maße zulässig einzustufen.  
Eine Schlechterstellung des landwirtschaftlichen Betriebs zugunsten einer reinen Wohnnutzung 
widerspricht der städtebaulichen Struktur des Weilers.  
 
5. Konkretisierung der privaten Erschließung für die mögliche bauliche Entwicklung auf 

Flst. 883/2 
Im Satzungsentwurf (Seite 3) wird gefordert, dass für die potenzielle bauliche Entwicklung im 
Norden des Flurstücks 883/2 eine private Erschließung auf eigenen Flächen sicherzustellen ist.  
Ich teile der Gemeinde hierzu mit, dass die verkehrsmäßige Erschließung dieser Flächen im Falle 
einer späteren Umsetzung von Süden her erfolgen kann. Die private Zufahrt wird auf meinem 
eigenen Grundstück entlang der östlichen Grenze zum Nachbarflurstück 883/5 (Haus-Nr. 6) hin 
zur öffentlichen Straße geführt.  
Damit wird die geforderte Erschließung vollständig, flächensparend und ohne Inanspruchnahme 
fremder Grundstücke oder neuer öffentlicher Infrastruktur realisiert.  
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***siehe Anlage 2*** 
 
Ich bitte um entsprechende Berücksichtigung und Abwägung meiner Belange im weiteren 
Satzungsverfahren sowie um eine schriftliche Mitteilung über das Ergebnis der Abwägung.  
 
 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis.  
 
Zu 1)  
Die Begründung auf Seite 3 wird angepasst. Die Überschrift „Derzeit keine landwirtschaftliche 
Prägung“ wird entsprechend geändert.  
 
Zu 2) und 3)  
Sollte es zur Wiederaufnahme einer landwirtschaftlichen Erwerbsnutzung kommen, ist -
unabhängig von den Festsetzungen der Außenbereichssatzung - zu prüfen, ob die Errichtung 
eines Austraghauses genehmigungsfähig ist. Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung 
bleibt hiervon grundsätzlich unberührt.  
 
Zu 4)  
Um heranrückende Bebauung an die Landwirtschaft zu vermeiden, wurden in die neue 
Planfassung die Hauptkörper mit Baugrenzen eingefasst.   
 
Zu 5)  
Die konkrete Ausgestaltung und der Nachweis einer gesicherten Erschließung bleiben einem 
späteren Baugenehmigungsverfahren vorbehalten.  
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 3.1.2 
Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Hinweise, 
Bedenken und Anregungen im Rahmen der Behördenbeteiligung und 
Beteiligung Träger öffentlicher Belange 

55/2026 

 
Sachverhalt: 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange (§ 4 BauGB) erfolgte mit 
Schreiben vom 05.05.2026 im Zeitraum vom 11.05.2026 bis einschließlich 26.06.2026.  
 
A) Abwägung der Stellungnahmen  

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  21.05.2026  
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein 27.05.2026  
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein  23.06.2026 
Regierung von Oberbayern – Höhere Landesplanungsbehörde 17.06.2026 
Wasserwirtschaftsamt Traunstein  26.06.2026 
Landratsamt Traunstein – Untere Bauaufsichtsbehörde 30.06.2026 

 
 

B) Stellungnahmen mit – Keine Einwände  
Landratsamt Traunstein – Untere Verkehrsbehörde 05.05.2026 
Landratsamt Traunstein – Tiefbauverwaltung  06.05.2026 
Landratsamt Traunstein – Wasserrecht und Bodenschutz  15.06.2026 
Landratsamt Traunstein – Naturschutz und Waldrecht  23.06.2026 
Landratsamt Traunstein – Untere Immissionsschutzbehörde  25.06.2026 
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Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung  12.05.2026 
Gemeinde Seeon-Seebruck  19.05.2026 
Stadt Trostberg 19.05.2026 
Verwaltungsgemeinschaft Obing  18.06.2026 
IHK für München und Oberbayern 15.06.2026 
Handwerkskammer für München und Oberbayern  15.06.2026 
Energienetzte Bayern GmbH & Co.KG  24.06.2026 
 

 
C) Keine eingegangenen Stellungnahmen  

Bayerischer Bauernverband  
Bayernwerk  
Telekom  
Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
Deutsche Bahn AG  
Evangelisches Pfarramt Trostberg 
Pfarrbüro Baumburg  
Feuerwehr Altenmarkt  
Feuerwehr Rabenden  
Landratsamt Traunstein – Staatliches Bauamt  
Regionaler Planungsverband 
Bund Naturschutz 
Stadt Traunreut  
 

 
A) Abwägung der Stellungnahmen  
 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege        
 
(…) Soweit aus den vorliegenden Unterlagen ersichtlich, bestehen von Seiten der Bau- und 
Kunstdenkmalpflege gegen die oben genannte Planung keine grundsätzlichen 
Einwendungen. 
 
In der unmittelbaren Nähe des Planungsgebiets befinden sich nach derzeitigem 
Kenntnisstand jedoch folgende Baudenkmäler: 
 
- Kirchberg 3, D-1-89-111-44: Wohnstallhaus (Ostflügel des Vierseithofes), mit 
Putzgliederungen und Bundwerkteil, First bez. 1838; Stadel (Westflügel) und 
Stallstadel (Südflügel), jeweils hofseitig mit Bundwerk, 2. Hälfte 19. Jh. 
 
- Kirchberg 7: D-1-89-111-45: Bundwerkstadel (Südflügel des Dreiseithofes), nach 
Mitte 19. Jh.; stattliches Zuhaus, verputzt, mit Schopfwalmdach, bez. 1840. Mit 
zugehörigem Austragshaus. 
 
- Kirchberg 1, D-1-89-111-43: Kath. Filialkirche St. Petrus und Paulus, spätgotischer 
einschiffiger Nagelfluhquaderbau, 1483 geweiht, Turm 17./18. Jh.; mit Ausstattung; 
ehem. Beinhaus (Karner), 16. Jh. 
 
Die Denkmäler sind in Begründung und Umweltbericht bereits berücksichtigt. Wir 
bitten zusätzlich um einen Hinweis auf die besonderen Schutzbestimmungen der 
Art. 4‒6 BayDSchG. Besonders positiv hervorzuheben ist, dass die Planverfasser eine 
Pufferzone (grün) mit einem geringeren Maß der Bebauung zu den Baudenkmälern 
und zum Ortskern hin vorgesehen haben, um Sichtachsen zu erhalten. Die Vorgaben 
zur Wahrung der Dominanz und zur gestalterischen Einpassung sind ausdrücklich zu 
begrüßen. Das mit dem Bebauungsplan erlaubte Maß der Bebauung ist im Verhältnis 
zu den vergleichsweisen großen Baukörpern der Bauernhöfe und der Kirche als 
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verträglich anzusehen. 
 
Für jede Art von Veränderung im Nähebereich der Denkmäler gelten die 
Bestimmungen der Art. 4−6 BayDSchG. Das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege ist deshalb bei allen konkreten baurechtlichen 
Genehmigungsverfahren im Geltungsbereich erneut zu beteiligen. 
 
Bodendenkmalpflegerische Belange: 
Mit Hinweis auf Art. 8 sind die Belange der Bodendenkmalpflege ausreichend 
berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag 1:  
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Es handelt sich um keinen 
Bebauungsplan, sondern um eine Außerbereichssatzung. Der Geltungsbereich der 
Außenbereichssatzung wird in der neuen Planfassung geändert. Es werden die Baudenkmäler 
und Bodendenkmäler entsprechend gekennzeichnet und berücksichtigt.  
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein  
 
(…) Die Gemeinde beabsichtigt, den Bebauungsplan im Außenbereich Kirchberg zu ändern. Zum 
Wald hin (Flurnummer 851) soll eine Pufferzone mit einem eingeschränkten Baubereich 
eingerichtet werden. Auf der Flurnummer befindet sich neben einem denkmalgeschützten 
Gebäude auch Wald im Sinne Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen Waldgesetzes.  
 
Wir weisen auf die Gefahr durch umstürzende Bäume und herabfallende Baumteile insb. bei 
Starkwind- oder Sturmereignisse sowie bei Schnee- und Eisbruch und die Gefahr bei 
Waldbränden hin.  
 
Zur Minimierung der Gefahr empfehlen wir dringend einen Abstand zwischen Waldrand und 
Gebäude von min. einer Baumlänge.  
 
Beschlussvorschlag 2:  
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz 
beabsichtigt die Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg“. Der Hinweis zur 
„Baumfallgrenze“ wird in der Plananpassung aufgenommen.  
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein   
 
(…) Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage  
 
Laut Begründung und Plan zur Aufstellung einer Außenbereichssatzung soll der Geltungsbereich 
als Allgemeines Wohngebiet oder Mischgebiet festgesetzt werden.  
 
Laut Begründung wird das Anwesen Kirchberg 5 aktuell als Wohngebäude; die zugehörigen 
Nebengebäude werden für private Pferdehaltung (Hobbyhaltung) der Mieterschaft genutzt. 
Entgegen der weiteren Darstellung in der Begründung ist jedoch eine prägende landwirtschaftliche 
Nutzung festzustellen, da die landwirtschaftliche Hofstelle sowie die Wirtschaftsgebäude jederzeit 
wieder für eine Erwerbslandwirtschaft in Anspruch genommen werden können und damit eine 
aktive landwirtschaftliche Nutzung gegeben ist.  
Laut BauNVO § 4 und § 6 sind Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe in 
allgemeinen Wohngebieten sowie Mischgebieten nicht zulässig. Daher ist die Festsetzung als 
allgemeines Wohngebiet oder Mischgebiet u.E. nicht möglich. 
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Beschlussvorschlag 3:  
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Festsetzung „allgemeines Wohnen / 
Mischbebauung“ wird in der neuen Planfassung herausgenommen und zum Schutz der 
eventuellen Wiederaufnahme der Landwirtschaft werden nun die Hauptgebäude mit Baugrenzen 
eingefasst.  
 
 
Regierung von Oberbayern – Höhere Landesplanungsbehörde 
 
(…) Die Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz beabsichtigt die o.g. Außenbereichssatzung aufzustellen, 
um in deren Geltungsbereich eine Nachverdichtung durch den Ausbau, die Aufstockung sowie 
Umnutzung bestehender Bausubstanz zu ermöglichen. Insbesondere ist laut Begründung eine 
Aufstockung bzw. Neuerrichtung der bestehenden Bungalow-Bebauung Kirchberg 4 und 6 sowie 
eine Abrundung der Bebauung im nördlichen Anschluss an den Bestand Kirchberg 4 und 5 
vorgesehen. Der Geltungsbereich der Satzung betrifft die Flurstücke 880/3, 883/2, 883/4, 883/5 
und 884/1 (Gemarkung Rabenden) im Westen von Kirchberg und weist eine Größe von ca. 0,6 ha 
auf. Kirchberg befindet sich ca. 2 km nordwestlich des Hauptortes Altenmarkt a.d. Alz. Im 
rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist Kirchberg als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  
 
Berührte Belange  
Energieversorgung - Windenergie  
Der Regionalplan der Region Südostoberbayern (RP 18) wird derzeit mit der 16. Fortschreibung 
geändert. Im Zuge dieser Fortschreibung werden die Vorranggebiete zur Errichtung von 
Windenergieanlagen neu abgegrenzt und festgelegt. Die bestehenden Festlegungen und 
Tekturkarten werden aufgehoben und durch die 16. Fortschreibung ersetzt. Die aktuellen 
Verfahrensunterlagen der 16. Regionalplanfortschreibung inklusive des Entwurfs der Tekturkarte 
Windenergie können Sie auf der Homepage des Regionalen Planungsverbandes 
Südostoberbayern einsehen.  
 
Nördlich des Geltungsbereichs der Außenbereichssatzung befindet sich das im Zuge der 16. 
Fortschreibung geplante Vorranggebiet für Windenergieanlagen W99 (vgl. B V 7.2.3 Z i. V. m. 
Tekturkarte Windenergie zur Karte 2 „Siedlung und Versorgung“ des RP 18), das durch das 
Vorhaben berührt wird.  
Gemäß dem in Aufstellung befindlichen Grundsatz B V 7.2.4 sollen Maßnahmen und Planungen 
im Umfeld von Vorranggebieten für Windenergieanlagen die vorgesehenen Nutzungen innerhalb 
von Vorranggebieten nicht erheblich einschränken.  
Hinzuweisen ist darauf, dass durch die im Zuge des gegenständlichen Vorhabens an das geplante 
Vorranggebiet W99 heranrückende Bebauung der Bau und Betrieb von Windenergieanlagen 
innerhalb des Vorranggebietes durch die immissionsschutzfachlich erforderlichen 
Mindestabstände beeinflusst werden könnten.  
 
Denkmalschutz  
Östlich des Geltungsbereiches liegen die denkmalgeschützte Kath. Filialkirche St. Petrus und 
Paulus (D-1-89-111-43) und die historische Hofanlage Kirchberg 7 (D-1-89-111-45). Südlich 
befindet sich das unter Denkmalschutz stehende Wohnstallhaus mit Stadel und Stallstadel 
Kirchberg 3 (D-1-89-111-43).  
 
Ob durch die in der Satzung vorgesehenen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und 
zur Gestaltung der baulichen Anlagen die Belange des Denkmalschutzes (vgl. 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) 8.4.1 G, RP 18 B VIII 3.3.2 G) ausreichend Berücksichtigung 
finden, ist mit den zuständigen Denkmalschutzbehörden abzuklären.  
 
Ergebnis  
Bei Berücksichtigung der o.a. Belange stehen der Außenbereichssatzung „Kirchberg-West“ 
Erfordernisse der Raumordnung nicht entgegen.  
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Hinweis  
Diese Stellungnahme beschränkt sich auf eine Bewertung aus landesplanerischer Sicht. Sie 
bezieht sich nicht auf die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit. Hierzu verweisen wir auf die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde. 
 
Beschlussvorschlag 4:  
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Durch die Anpassung der 
Planunterlagen und durch Festlegung der Baugrenzen für Hauptkörper wird der heranrückenden 
Bebauung entgegengewirkt. Die Untere Bauaufsichtsbehörde gab eine eigenständige 
Stellungnahme ab. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Traunstein 
 
(…) 1. Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 
Abs. 4 BauGB auslösen 
 - entfällt –  
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, 
mit Angabe des Sachstands 
 - entfällt –  
 
3. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 
im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverordnungen)  
- entfällt –  
 
4. Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu 
dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage  
 
4.1 Oberflächengewässer/ Überschwemmungssituation  
4.1.1 Starkniederschläge  
Starkniederschläge können flächendeckend überall auftreten. Voraussichtlich werden solche 
Niederschläge aufgrund der Klimaänderung an Häufigkeit und Intensität weiter zunehmen.  
Auch im Planungsgebiet können bei sogenannten Sturzfluten flächenhafter Abfluss von Wasser 
und Schlamm sowie Erosionserscheinungen auftreten. Dabei ist auch das von außen dem 
Planungsgebiet zufließende Wasser zu beachten.  
Je nach Größe und Lage der neuen Baukörper bzw. Baumaßnahmen kann der Abfluss des 
flächenhaft abfließenden Oberflächenwassers und Schlamms gegebenenfalls so verändert 
werden, dass dies zu nachteiligen Auswirkungen auf Ober- bzw. Unterlieger führt. Wir verweisen 
daher auf §37 WHG.  
Unter Punkt D) „Textliche Hinweise“ Nr. 7 ist auf die Thematik Starkregenereignisse und wild 
abfließendes Oberflächenwasser in einem Satz eingegangen. Ob und welche baulichen 
Schutzmaßnahmen erforderlich und ausreichend wirksam sind, wird von uns im Rahmen dieser 
Stellungnahme nicht beurteilt. Die Verantwortlichkeit bleibt bei der Gemeinde bzw. bei den Planern 
und den Bauherren.  
 
4.1.2 Oberflächengewässer  
Oberirdische Gewässer werden durch das Vorhaben nicht berührt.  
 
4.2 Abwasserentsorgung  
Das Abwasser ist im Trennsystem zu erfassen (§ 55 Abs. 2 WHG). Schmutzwasser ist über die 
zentrale Kanalisation zu entsorgen.  
 
4.2.1 Schmutzwasser  
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Die ausreichende Leistungsfähigkeit der vorhandenen Abwasseranlagen (Kanalisation, 
Mischwasserbehandlungsanlagen, Kläranlage) sowie das Vorliegen der erforderlichen 
wasserrechtlichen Genehmigungen sind in eigener Zuständigkeit von der Gemeinde zu 
überprüfen. 
 
 4.2.2 Niederschlagswasser  
Mit den Festlegungen zur Behandlung und Ableitung des Niederschlagswassers unter Punkt D) 
„Textliche Hinweise“ Nr. 5 besteht Einverständnis.  
 
Wir bitten aber noch zu ergänzen: 
Im Bereich von Altlasten, Ablagerungen etc. darf keine Versickerung von gesammeltem 
Niederschlagswasser vorgenommen werden.  
 
4.2.3 Regenwassernutzung  
Auf die Möglichkeit der Regenwassernutzung z.B. zur Gartenbewässerung und für WC-Spülung 
wird hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist nach AVBWasserV dem 
Wasserversorgungsunternehmen zu melden. Es ist unter anderem sicherzustellen, dass keine 
Rückwirkungen auf das private und öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz entstehen.  
 
4.3 Altlastenverdachtsflächen  
Sollten während der Baumaßnahmen Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, die auf eine Altlast 
o.ä. hinweisen, ist das Landratsamt Traunstein zu verständigen.  
Das Landratsamt (Abteilung 6 - Gesundheit sowie SG 4.16 - Wasserrecht und SG 4.40 - Bauamt) 
erhält einen Abdruck der Stellungnahme. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag 5:  
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Der Hinweis, dass im Bereich von 
Altlasten, Ablagerungen etc. keine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 
vorgenommen werden darf, wird in der neuen Planfassung mitaufgenommen.  
 
 
Landratsamt Traunstein – Untere Bauaufsichtsbehörde 
 
Der derzeitige Planstand für die vorgesehene Außenbereichssatzung wird hinsichtlich seines 
Geltungsbereichs kritisch bewertet. Eine Außenbereichssatzung kann nur die Belange 
„Entstehung und Verfestigung einer Splittersiedlung“ ausblenden, nicht jedoch deren 
„Erweiterung“. Damit ist ein Ausgreifen der Satzung in den Bereich außerhalb der Bebauung nicht 
zulässig. Der Geltungsbereich ist zu begrenzen auf die vorhandenen Gebäude, eine Lückenfüllung 
zwischen den Gebäuden ist dann zulässig.  
Weiter ist gem. BauGB eine Bebauung von „einigem Gewicht“ erforderlich. Dafür ist regelmäßig 
eine Bebauung von mind. 4 Hauptgebäuden erforderlich, die zudem einen räumlich begrenzten 
Fassungsbereich bilden müssen, der wiederum eine Lückenfüllung dazwischen erlaubt. Der 
Geltungsbereich mit 3 Gebäuden wird dieses Gewicht nicht erreichen.  
Die weiteren Gebäude sind Baudenkmäler, die im Sinne des Denkmalschutzes unbeachtet einer 
Satzung zu behandeln sind. Die Satzung hätte hier keine negativen Auswirkungen. Diese wären 
mit „D“ nachrichtlich zu kennzeichnen.  
 
Der „bebaute Bereich im Außenbereich“ darf darüber hinaus nicht mehr deutlich landwirtschaftlich 
geprägt sein, die Landwirtschaft muss also überwiegend bereits aufgegeben sein. Ob das für 
Kirchberg zutrifft, ist in der Begründung und Abwägung zu bewerten.  
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Da in der Satzung einige Fragestellungen auftauchen, bieten wir eine Klärung an, ob und 
inwieweit auch ohne Satzung eine bauliche Erweiterung der beiden Wohnhäuser ermöglicht 
werden kann. Dazu stehen wir gerne zur Verfügung. Um Prüfung wird gebeten.  
 
Hinweis: Es handelt sich um die ortsplanerische Stellungnahme der Unteren Bauaufsichtsbehörde. 
Anderweitige Stellungnahmen anderer Sachgebiete/Fachbereiche bzw. Träger öffentlicher 
Belange bleiben davon unberührt. Die notwendige Abwägung und Gewichtung der möglicherweise 
widerstreitenden öffentlichen Belange gem. § 1 Abs. 7 BauGB ist allein Aufgabe der planenden 
Gemeinde/Stadt. 
 
 
Beschlussvorschlag 6:  
 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Eine Anpassung der 
Planungsunterlagen ist erforderlich. Die neue Planfassung und Anpassung des Geltungsbereiches 
wurden in enger Abstimmung mit der Unteren Bauaufsichtsbehörde durchgeführt und alle 
Hinweise, Bedenken und Anregungen beachtet.  
 
 
B) Stellungnahmen mit – Keine Einwände  

 
Landratsamt Traunstein – Untere Verkehrsbehörde 
 
Belange des Landratsamtes Traunstein, untere Verkehrsbehörde sind vom Vorhaben nicht 
tangiert, daher keine Einwände.  
  
Landratsamt Traunstein – Tiefbauverwaltung  
 
Die Belange der Tiefbauverwaltung des Landkreises Traunstein werden durch u.a. Vorhaben nicht 
berührt.  
 
Das Einvernehmen der Tiefbauverwaltung ist erforderlich bei allen Vorhaben bis zu einem 
Abstand von 30 m zum Fahrbahnrand der Kreisstraße (Art. 24 Abs. 1 BayStrWG). Zwischen dem 
geplanten Vorhaben und dem Fahrbahnrand der Kreisstraße beträgt der Abstand mehr als 450 m.  
  
Landratsamt Traunstein – Wasserrecht und Bodenschutz   
 
Aus wasser- und bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Einwände.  
 
Landratsamt Traunstein – Naturschutz und Waldrecht   
 
Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht bestehen keine Einwände mit der Aufstellung der 
Außenbereichssatzung „Kirchberg-West“. 
 
Landratsamt Traunstein – Untere Immissionsschutzbehörde   
 
(…) keine Äußerung  
 
Rechtsgrundlagen:  
§ 1 Abs. 6 Nr. 7, § 2 Abs. 4 und § 2 a Nr. 2 Baugesetzbuch,  
§ 17 UVP-Gesetz  
§ 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz,  
§ 1 Abs. 4 Baunutzungsverordnung 
 
Hinweis:  
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Es handelt sich um die Stellungnahme des Sachgebiets Immissionsschutz. Anderweitige 
Stellungnahmen anderer Sachgebiete bzw. Träger öffentlicher Belange bleiben davon unberührt. 
Die notwendige Abwägung und Gewichtung der möglicherweise widerstreitenden öffentlichen 
Belange gem. § 1 Abs. 7 BauGB ist allein Aufgabe der planenden Gemeinde.  
 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung   
 
(…) keine Einwendungen 
 
Gemeinde Seeon-Seebruck  
 
Belange der Gemeinde Seeon-Seebruck werden durch die o.g. Bauleitplanung nicht berührt.  
  
Stadt Trostberg  
 
Die Bauleitplanung der Gemeinde Altenmarkt wird zur Kenntnis genommen. Einwände werden 
nicht erhoben. 
 
Verwaltungsgemeinschaft Obing   
 
Seitens der Gemeinden Obing und Kienberg bestehen zu o.g. Bauleitplanung keine Einwände.  
 
IHK für München und Oberbayern  
 
Aus Sicht der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern besteht mit der 
vorliegenden Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg-West“ Einverständnis.  
Anregungen oder Bedenken sind nicht vorzubringen.  
 
Handwerkskammer für München und Oberbayern   
 
Von unserer Seite bestehen keine Einwände.  
 
 
Energienetzte Bayern GmbH & Co.KG   
 
Gegen die oben genannte Satzungsaufstellung bestehen unsererseits keine Einwände.  
 
Beschlussvorschlag 7:  
Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 
 
C) Keine eingegangenen Stellungnahmen  
 

Bayerischer Bauernverband  
Bayernwerk  
Telekom  
Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
Deutsche Bahn AG  
Evangelisches Pfarramt Trostberg 
Pfarrbüro Baumburg  
Feuerwehr Altenmarkt  
Feuerwehr Rabenden  
Landratsamt Traunstein – Staatliches Bauamt  
Regionaler Planungsverband 
Bund Naturschutz 
Stadt Traunreut  
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Beschlussvorschlag 8:  
Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 
 
 
Beschluss 1 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Es handelt sich um keinen 
Bebauungsplan, sondern um eine Außerbereichssatzung. Der Geltungsbereich der 
Außenbereichssatzung wird in der neuen Planfassung geändert. Es werden die Baudenkmäler 
und Bodendenkmäler entsprechend gekennzeichnet und berücksichtigt.  
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 2 

Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz 

beabsichtigt die Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg“. Der Hinweis zur 

„Baumfallgrenze“ wird in der Plananpassung aufgenommen 

 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 3 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Die Festsetzung „allgemeines Wohnen / 
Mischbebauung“ wird in der neuen Planfassung herausgenommen und zum Schutz der 
eventuellen Wiederaufnahme der Landwirtschaft werden nun die Hauptgebäude mit Baugrenzen 
eingefasst.   
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 4 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Durch die Anpassung der 
Planunterlagen und durch Festlegung der Baugrenzen für Hauptkörper wird der heranrückenden 
Bebauung entgegengewirkt. Die Untere Bauaufsichtsbehörde gab eine eigenständige 
Stellungnahme ab. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 5 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Der Hinweis, dass im Bereich von 
Altlasten, Ablagerungen etc. keine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser 
vorgenommen werden darf, wird in der neuen Planfassung mitaufgenommen.  
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 6 
Der Gemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Eine Anpassung der 
Planungsunterlagen ist erforderlich. Die neue Planfassung und Anpassung des Geltungsbereiches 
wurden in enger Abstimmung mit der Unteren Bauaufsichtsbehörde durchgeführt und alle 
Hinweise, Bedenken und Anregungen beachtet.  
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
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Beschluss 7 
Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
Beschluss 8 
Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 3.1.3 
Billigungs- und Auslegungsbeschluss 56/2026 
 
Sachverhalt: 
Nachdem für die Planfassung vom 27.03.2026 im Rahmen der öffentlichen Auslegung und 
Behördenbeteiligung sowie Beteiligung Träger öffentlicher Belange sich relevante Änderungen 
ergeben haben, wird um nachfolgenden Billigungs- und Auslegungsbeschluss gebeten.  
 
 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat billigt in seiner öffentlichen Sitzung am 28.07.2026 den von der Arch. Ute 
Weiler-Heyers, Trostberg, ausgefertigten Entwurf zur Aufstellung einer Außenbereichssatzung 
„Kirchberg“ in der Fassung vom 28.07.2026. Die dazugehörige Begründung wird noch 
entsprechend angepasst. 
Außerdem beschließt der Gemeinderat, dass die angepassten Planunterlagen nochmals öffentlich 
ausgelegt und die Behörden sowie Träger öffentlicher Belange beteiligt werden. Nachdem sich der 
Geltungsbereich der Außenbereichssatzung geändert und somit vergrößert hat, wird die 
Bezeichnung zu Außenbereichssatzung „Kirchberg“ geändert.  
 
Der Entwurf zur Aufstellung der Außenbereichssatzung „Kirchberg“ sowie die dazugehörige 
Begründung, liegt in der Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz, Hauptstraße 21, Rathaus, 1. 
Obergeschoss, Zimmer 1.4, vom  
 

21.09.2026 bis einschließlich 23.10.2026 
 

nochmals öffentlich zur Einsicht aus.  
 
Zudem werden die Unterlagen auf der Homepage der Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz: 
www.altenmarkt.de, Bürgerservice, A-Z, Bauleitplanung, zur Einsichtnahme veröffentlicht. 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen, Bedenken und Hinweise zum Entwurf der 
Außenbereichssatzung „Kirchberg“ vorgebracht werden. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 3.2 
Vorberatung über die Änderung der Stellplatzsatzung 57/2026 
 
Sachverhalt: 
Die derzeit geltende Stellplatzsatzung zum Nachweis notwendiger Stellplätze entspricht in Teilen 
nicht mehr den Anforderungen an Städtebau und der Bauentwicklung.  
Viele Bauvorhaben können nicht umgesetzt werden, da die Stellplatzanforderungen nicht erfüllt 
werden können.   
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Die Verwaltung hat daher den Entwurf einer neuen Stellplatzsatzung erarbeitet und diesen der 
Unteren Bauaufsichtsbehörde zur rechtlichen Prüfung vorgelegt.  
  
Ziel der neuen Stellplatzsatzung ist es, den Stellplatznachweis an die örtlichen Gegebenheiten 
sowie die aktuellen Anforderungen des Wohnungsbaus und einer zukunftsorientierten Mobilität 
anzupassen.  
Mit einer neuen Satzung erhält die Gemeinde eine aktuelle und rechtssichere Grundlage für die 
Beurteilung von Bauvorhaben und schafft gleichzeitig Vorgaben für Bauherren und Planer.  
 
Die Satzung sieht unter anderem eine differenzierte Festlegung der erforderlichen Stellplatzzahlen 
entsprechend der jeweiligen Art der Nutzung vor. Darüber hinaus werden Erleichterungen für 
Garagenvorplätze geschaffen, indem diese unter bestimmten Voraussetzungen auf die 
erforderliche Anzahl der Stellplätze angerechnet werden können.  
 
Mit der Neufassung der Stellplatzsatzung soll zudem ein Beitrag zur Reduzierung der 
Flächenversiegelung geleistet werden, ohne die Anforderungen an eine ausreichende 
Stellplatzversorgung zu vernachlässigen.  
 
Eine neue Stellplatzsatzung würde damit einen ausgewogenen Ausgleich zwischen den 
Interessen der Bauherren und den Anforderungen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
schaffen.   
 
 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat nimmt den Entwurf der neuen Stellplatzsatzung zur Kenntnis und beauftragt die 
Verwaltung, den Satzungsbeschluss vorzubereiten.  
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 4 
Beratung und Beschlussfassung über neues Label der Gemeinde 
Altenmarkt 

58/2026 

 
Sachverhalt: 
Die Gemeinde Altenmarkt a.d. Alz beabsichtigt, ihre Außendarstellung künftig einheitlicher und 
wiedererkennbarer zu gestalten. Hierzu soll eine Corporate Identity entwickelt bzw. abgestimmt 
werden, die die visuelle und inhaltliche Kommunikation der Gemeinde nach außen und innen 
vereinheitlicht. 
 
Unter einer Corporate Identity wird das einheitliche Erscheinungsbild einer Kommune verstanden, 
das sich insbesondere in der Gestaltung von Logos, Farben, Schriftarten, Vorlagen, Publikationen, 
digitalen Medien und sonstigen Kommunikationsmitteln widerspiegelt. Ziel ist es, die Gemeinde als 
moderne, bürgernahe und verlässliche Verwaltung sichtbar zu machen und zugleich einen hohen 
Wiedererkennungswert zu schaffen. 
 
Hierfür wird eine Corporate Identity erarbeitet welches aus zwei Hauptelementen besteht: 

- Ein Orientierung gebendes Leitbild (Leitsatz) 
- Visuelle Einheit (Label) 

 
Diese Visuelle Einheit (Label) soll dann Bestandteil aller neuen Kommunikationsmittel (z.B. 
Briefkopf, Formular-Kopf, …) werden. Auch an Ortseinfahrten oder anderen Orten kann das Label 
in verschiedenen Varianten auftauchen. 
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Die Verwaltung schlägt vor, die grundlegenden Festlegungen des Orientierung gebenden Leitbilds 
(Leitsatz) und der Visuellen Einheit (Label) im Gemeinderat zu beraten und zu beschließen, damit 
diese künftig bei allen relevanten Veröffentlichungen und Kommunikationsmaßnahmen 
berücksichtigt werden können. 
 
 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat wünscht sich weitere Vorschläge. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 
 
 
TOP 5 
Bekanntgabe und Informationen aus vorangegangenen 
nichtöffentlichen Sitzungen 

59/2026 

 
Sachverhalt: 
Auftragsvergaben  

Ausbau Bahnhofstraße/Harald-Friedrich-Straße 

 
 
 
TOP 6 
Informationen 60/2026 
 
 
Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis: 

- Umrüstung LF20 FF Altenmarkt 

- Räumung des Schulgebäudes durch den Musikverein 

- Aktueller Stand Schulgebäude 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Max Schwarz Andrea Lukas 
1. Bürgermeister Schriftführerin 
 
 


